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TAGESORDNUNG 
 

 
für die Sitzung des Rates der Stadt am Dienstag, dem 11.07.2017, 16:00 Uhr  
Sitzungsort:  großer Sitzungssaal (Raum 312), Rathaus Herne 
 
 
 
Öffentlicher Teil 
 
  1. Zweite Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
  
  2. Neufassung der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt, seine Ausschüsse und 

der Bezirksvertretungen 
  
  3. Umbesetzung von Ausschüssen und Benennung eines Stadtverordneten für den 

Integrationsrat der Stadt Herne 
  
  4. Berufung von beratenden Mitgliedern des Schulausschusses  

hier: Umbesetzung für die Schulformen Förderschulen und Berufskollegs 
  
  5. Herner Sparkasse: Jahresabschluss 2016 
  
  6. Vermögensverwaltungsgesellschaft für Versorgung und Verkehr der Stadt Herne 

mbH (VVH), Straßenbahn Herne - Castrop-Rauxel GmbH (HCR) und Herner 
Bädergesellschaft mbH (HBG): Gesellschaftsvertragsänderung, Genehmigung 
der Geschäftsordnungen der Aufsichtsräte und Organbesetzung 

  
  7. Stadtwerke Herne AG (StwH): Mittelbare Beteiligungen über die Trianel GmbH an 

der Trianel Windkraftwerk Borkum II GmbH & Co. KG und an der 
Infrastrukturgesellschaft Windkraftwerk Borkum GmbH & Co. KG 

  
  8. GELSENWASSER AG 

hier: Beteiligung der Gelsenwasser AG an der GWM - Gesellschaft zur 
Weiterverwendung von Mineralstoffen mbH 

  
  9. GELSENWASSER AG 

hier: Gründung der Bäder GmbH durch die Stadtwerke Kaarst und Änderung des 
Gesellschaftsvertrages der Stadtwerke Kaarst 

  
10. Feststellung Jahresabschluss 2016 und Behandlung des Jahresergebnisses 

sowie Entlastung des Betriebsausschusses 
  
11. Inklusionsprozess an Herner Schulen:  

1. Maßnahmen zur Barrierefreiheit / zum behindertengerechten Ausbau an  
Herner Schulen im Zuge des Inklusionsprozesses  
- 3. Sachstandsbericht und Festlegung von Maßnahmen 2017 –  
2. Schulorganisatorische Maßnahmen im Zuge des Inklusionsprozesses  
- Bestimmung v. Schwerpunktschulen für das Gemeinsame Lernen 
- Grundschule an der Jean-Vogel-Straße (Stadtbezirk Herne-Mitte) 
- Realschule an der Burg (Stadtbezirk Eickel) 

  
12. Bildung einer neuen öffentlichen Einrichtung / Neubaumaßnahme einer 

städtischen Kindertageseinrichtung am Hölkeskampring in Herne - 
Planungsänderung 
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13. Konzeption zum Ausbau von Großtagespflegen in städtischer Trägerschaft - 
Kleine Kita Herne 

  
14. Aufhebung der Ordnungsbehördlichen Verordnung über die Öffnung von 

Verkaufsstellen an Sonntagen 
  
15. Interkommunale Zusammenarbeit "Veterinärwesen und 

Lebensmittelüberwachung" zwischen dem Kreis Recklinghausen und der Stadt 
Herne 

  
16. Regionaler Flächennutzungsplan (RFNP) der Planungsgemeinschaft Städteregion 

Ruhr der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr 
und Oberhausen:  
Auslegungsbeschluss für ein Änderungsverfahren in Mülheim an der Ruhr (22 
MH) 

  
17. Regionaler Flächennutzungsplan (RFNP) der Planungsgemeinschaft Städteregion 

Ruhr der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr 
und Oberhausen:  
Einleitungs- und Erarbeitungsbeschluss für zwei Änderungsverfahren in Essen: 
28 E und 29 E 

  
18. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 8,  

Edmund-Weber-Straße / Röhlinghauser Markt, Stadtbezirk Eickel:  
1. Maßnahmenbeschluss durch die Bezirksvertretung Eickel zum Bau einer 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung - öffentliche Parkfläche und 
Beschluss zur Entfernung von geschütztem Baumbestand gemäß 
Baumschutzsatzung der Stadt Herne  
2. Ermächtigungsbeschluss durch den Rat der Stadt zum Abschluss des 
Durchführungsvertrages und des Grundstückübertragungsvertrages 

  
19. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 8,  

Edmund-Weber-Straße / Röhlinghauser Markt, Stadtbezirk Eickel:  
1. Entscheidung über die im Rahmen der Beteiligungsverfahren eingegangenen 
Stellungnahmen 
2. Entscheidung über die redaktionellen Änderungen und Ergänzungen 
3. Satzungsbeschluss gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) 

  
20. Entwurf der zweiten Fortschreibung des Nahverkehrsplanes der Stadt Bochum - 

Stellungnahme der Stadt Herne 
  
21. Betriebsleistungen der Straßenbahn Herne - Castrop-Rauxel GmbH im Gebiet der 

Stadt Herne - Direktvergabe 
  
22. Betriebsleistungen der Bochum-Gelsenkirchener Straßenbahnen AG und der 

Vestische Straßenbahnen GmbH im Stadtgebiet Herne - Direktvergabe 
  
23. Antrag: Städtepartnerschaft mit Besiktas 
  
24. Antrag: Offizielle Beziehungen mit Henin-Beaumont wieder aufnehmen 
  
25. Antrag: Beitritt zur Europäischen Städtekoalition gegen Rassismus (ECCAR) 
  
26. Mitteilungen des Oberbürgermeisters 
  
27. Anfragen der Stadtverordneten 
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27.1. Anfrage: Umstellung der Linie 306 auf Busbetrieb - Risiken und Chancen 
  
 
Nichtöffentlicher Teil 
 
  1. Wirtschaftsförderungsgesellschaft Herne mbH (WFG): 

Geschäftsführungsangelegenheiten 
  
  2. Straßenbahn Herne - Castrop-Rauxel GmbH: Geschäftsführungsangelegenheiten 
  
  3. Vermögensverwaltungsgesellschaft für Versorgung und Verkehr der Stadt Herne 

mbH - Stadtwerke Herne AG: Teilveräußerung von RWE-Aktien 
  
  4. Vermögensverwaltungsgesellschaft für Versorgung und Verkehr der Stadt Herne 

mbH (VVH) - Stadtwerke Herne AG (STWH):  
Hebung von stillen Reserven aus den Aktien der Gelsenwasser AG 

  
  5. chip GmbH Cooperationsgesellschaft Hochschulen und Industrielle Praxis (chip): 

Darlehen 
  
  6. Stadtwerke Herne AG: Beteiligung an der Bodenmanagement Rhein-Herne 

GmbH und Wanne-Herner Eisenbahn und Hafen G.m.b.H. – 
Dienstleistungsvertrag  

  
  7. Mitteilungen des Oberbürgermeisters 
  
  8. Anfragen der Stadtverordneten 
  
 
 
Weitere Informationen zu den Inhalten finden Sie im Ratsinformationssystem unter 
www.herne.de 
 
Herne, 30. Juni 2017     Der Oberbürgermeister: Dr. Frank Dudda 
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Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung des Änderungsverfahrens 21 E 
Hammer Straße / Overhammshof (Erstaufnahmeeinrichtung) zum Regionalen 
Flächennutzungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr auf dem Gebiet 
der Stadt Essen 

 
Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und 
Oberhausen haben in ihren Sitzungen vom 23.11. bis 19.12.2016 die folgende Änderung 
zum Regionalen Flächennutzungsplan für die Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr 
beschlossen: 
 
21 E Hammer Straße / Overhammshof (Erstaufnahmeeinrichtung) 
 
Die Landesplanungsbehörde hat die o.g. Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan 
mit Erlass vom 27.04.2017 (Aktenzeichen: III B 3 - 30.18.01.06 – 21 E –) gemäß § 39 Abs. 2 
Landesplanungsgesetz NRW vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 934), im Einvernehmen mit 
den fachlich zuständigen Landesministerien und im Benehmen mit dem Regionalverband 
Ruhr genehmigt.  
 
Gemäß § 14 Satz 3 LPlG in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.04.2010 (GV. NRW 
S. 212) in Verbindung mit § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) wird die Änderung zum 
Regionalen Flächennutzungsplan – einschließlich Textteil / Begründung, Umweltbericht und 
der Zusammenfassenden Erklärung – bei der Staatskanzlei des Landes NRW 
(Landesplanungsbehörde), dem Regionalverband Ruhr (Regionalplanungsbehörde) sowie 
den Städten  
 
-  Bochum, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Straße 19, Amt für Stadtplanung und 

Wohnen 
-  Essen, Deutschlandhaus, Lindenallee 10, Amt für Stadtplanung und Bauordnung 
-  Gelsenkirchen, Rathaus Gelsenkirchen-Buer, Goldbergstraße 12, Referat 61 – Stadtpla- 

nung und Bauordnung 
-  Herne, Rathaus Wanne, Rathausstraße 6, Fachbereich Umwelt und Stadtplanung 
-  Mülheim an der Ruhr, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Platz 5, Amt für Stadtplanung, 
    Bauaufsicht und Stadtentwicklung 
-  Oberhausen, Technisches Rathaus Sterkrade (Gebäudeteil A), Bahnhofstraße 66, Bereich 

5-4 / Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denkmalschutz 
 
zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 
 
Über den Inhalt der Änderung wird auf Verlangen bei den einzelnen Städten während der 
öffentlichen Dienststunden Auskunft erteilt. 
Alle Planunterlagen können darüber hinaus auf der Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 
www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/regionaler_flaechennutzungsplan.html eingesehen 
werden. 
 
Die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan wird mit den ortsüblichen 
Bekanntmachungen durch die Städte der Planungsgemeinschaft wirksam und mit der 
gesonderten öffentlichen Bekanntmachung durch die Landesplanungsbehörde im Gesetz- 
und Verordnungsblatt NRW Ziel der Raumordnung. 
Nach Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. 
I S. 1474) geändert worden ist, sind Ziele der Raumordnung von den öffentlichen Stellen und 
Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen zu beachten. Grundsätze sind nach Maßgabe des § 4 ROG von den 
öffentlichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen. 
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Hinweise:   
 
I. Gemäß § 12 Absatz 5 Raumordnungsgesetz wird auf Folgendes hingewiesen: 
 

Unbeachtlich werden 
1. eine nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung von Absatz 2 beachtliche Verletzung des § 8 Abs. 

2 Satz 1,  
             
3. nach Absatz 3 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
4. eine nach Absatz 4 beachtliche Verletzung der Vorschriften über die 

Umweltprüfung, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Änderung des 
Regionalen Flächennutzungsplans gegenüber dem Regionalverband Ruhr 
(Regionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 
II. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hingewiesen: 
 

Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort  
            bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der  
            Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
            Regionalen Flächennutzungsplanes und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Änderung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der 
Ruhr oder Oberhausen unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 
III. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 

der geltenden Fassung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen die Änderung des Regionalen 
Flächennutzungsplans nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) die vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Oberbürgermeister haben die Ratsbeschlüsse zur Änderung vorher 

beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Bochum, 

Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen vorher 
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Herne, den 23. Juni 2017      Der Oberbürgermeister: Dr. Dudda 
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   Fachbereich  

 Öffentliche Ordnung und Sport 
   
   
Öffentliche Zustellung   Verwaltungsgebäude 
Herrn   Berliner Platz 9 
Sebastian Gnach   44623 Herne 
zuletzt wohnhaft   
Hammer Str. 59   Zimmer: 2.26 
44866 Bochum   Auskunft erteilt:  

 Frau Sander 
zurzeit unbekannten Aufenthalts   
   Telefon: 0 23 23/16- 2638 
   Telefax: 0 23 23/16- 2637 
   Mobil:            
   E-Mail:    Ordnungsamt 

                @herne.de 
   
   Internet: www.herne.de 

 
Ihr/Mein Schreiben vom:       Ihr/Mein Zeichen: 44/1 San 1136/16  2017-07-05 

 
Öffentliche Zustellung gem. § 1 Abs. 1 LZG in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Nr. 1 VwZG 
 
Sehr geehrte(r)  Herr Gnach , 
 
ich habe am heutigen Tag gegen Sie eine Ordnungsverfügung erlassen. 
Den Bescheid können Sie im Fachbereich  Öffentliche Ordnung und Sport, Berliner Platz 9, 44623 
Herne, Zimmer 2.26, zu den üblichen Öffnungszeiten einsehen bzw. entgegennehmen. 
 
Öffnungszeiten: 
Montag              08.30 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr 
Dienstag            08.30 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr 
Mittwoch            08.30 bis 12.00 Uhr 
Donnerstag        08.30 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr 
Freitag               08.30 bis 12.00 Uhr 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt, mit der Folge, dass Fristen 
in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
Das Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung, beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung, zwei Wochen 
vergangen sind. 
 
Rechtsgrundlagen 
LZG                   Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen  
                          (Landeszustellungsgesetz) vom 07.03.06 (GV NRW S. 94) zuletzt  
                          geändert am 12.05.09 (GV NRW S. 296) 
VwZG                Verwaltungszustellungsgesetz vom 12.08.05 (BGBI I S. 2354) zuletzt  
                          geändert am  10.10.13 (BGBl. I S. 3786) 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Torkowski 

 


